
Frieden ist nicht alles, aber alles ist ohne den Frieden 
nichts. 

Willy Brandt  
4. Bundeskanzler 1969 - 1974 

(1913 – 1992) 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
Die Veranstaltung 
findet statt am 
31. August 
um 17 Uhr im 
Gewerkschaftshaus,  

Teichstr. 4a 
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               Einladung zur Veranstaltung 

               des DGB-Essen und dem 
               Essener Friedensforum 

 



Am Antikriegstag gedenken die Gewerkschaften des Grauens und des uner-
messlichen Leids der beiden Weltkriege, die über 80 Millionen Tote gefordert 
haben. Jährlich erinnern wir am 1. September daran, dass es dieser Tag war, 
an dem Nazi-Deutschland mit seinem Überfall auf Polen 1939 den Zweiten 
Weltkrieg entfacht hat. Gerade in diesem Jahr haben wir besonderen Anlass, 
den Antikriegstag als Tag des Mahnens vor den zerstörerischen Folgen von 
besinnungslosem Nationalismus und Faschismus zu begehen. Denn 2018 jährt 
sich das Ende des ersten Weltkriegs zum hundertsten Mal. 

Für den DGB steht fest: 
Nie wieder Krieg! Abrüsten statt Aufrüsten!!  

Das globale Erstarken von Nationalismus und Protektionismus, die Ausbreitung 
autoritärer, autokratischer und rechtspopulistischer Regime fördern die Entste-
hung einer neuen Weltunordnung. Wachsende Instabilität und die zunehmende 
Bereitschaft, die eigenen Interessen mit militärischer Gewalt durchzusetzen, 
prägen das internationale Geschehen. Die Folge: Nie sind so viele Menschen 
auf der Flucht gewesen. Heute sind es weltweit 68,5 Millionen. Die meisten von 
ihnen mussten ihre Heimat verlassen, weil dort Krieg oder Bürgerkrieg herrscht. 
 
Nichts zeigt deutlicher: Waffengewalt und militärisches Hochrüsten lösen keine 
Probleme. Eine neue Aufrüstungsspirale ist die falsche Antwort auf die verän-
derte Weltlage. Und doch sind die globalen Rüstungsausgaben mit über 1,7 
Billionen US-Dollar so hoch wie seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr. Dieser 
Wahnsinn muss ein Ende haben. 
 
Deshalb lehnen der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften das NATO-Ziel 
ab, die Rüstungsausgaben der Bündnispartner auf zwei Prozent ihrer Wirt-
schaftsleistung zu erhöhen. Für die Staaten Europas würde dies bedeuten, 
dass ihre Militäretats von 500 Milliarden Euro auf 800 Milliarden anwachsen. 
Auch Deutschland müsste seine Rüstungsausgaben annähernd verdoppeln. 
 
Zwei Prozent des BIP für den Rüstungsetat – das wären alleine in Deutschland 
weitere 30 Milliarden Euro, die im zivilen Bereich fehlen würden: für Investitio-
nen in Bildung, Hochschulen, Schulen und Kitas, für den sozialen Wohnungs-
bau, für kommunale und digitale Infrastruktur, für eine gerechte und ökologische 
Gestaltung der Verkehrs- und Energiewende, für eine bessere Alterssicherung 
und mehr soziale Sicherheit. 

 

Vor diesem Hintergrund fordern der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften 
die deutsche Bundesregierung dazu auf, endlich umzudenken und mit ihren EU-
Partnern eine gemeinsame europäische Strategie der friedenssichernden Kon-
flikt- und Krisenprävention zu erarbeiten. Statt die Verteidigungsausgaben mas-
siv aufzustocken, muss eine solche zivile Strategie der Friedenssicherung bei 
den Ursachen von Krieg und bewaffneten Konflikten ansetzen. In ihrem Mittel-
punkt müssen die Ziele einer fairen Gestaltung und Globalisierung und einer 
gerechteren Verteilung des weltweiten Reichtums sowie soziale und ökologi-
sche Entwicklungs- und Klimaschutzprojekte stehen. 

 
 

 

 

Es sprechen: 

 

Dieter Hillebrand 

Vorsitzender DGB Essen 

Bernhard Trautvetter 

Essener Friedens-Forum 

Lucas Rose 

DGB-Jugend MEO 

 

Musikalische Begleitung: 

Brücke  

Flüchtlingschor 

 


